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Amts⸗ Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Nro. 11. 


Die Nummer 4 der Geſetz⸗ Sammlung enthält 
unter 

Nr. 9432 das Geſetz, betreffend die Vereinigung 
der Inſel Helgoland mit der preußiſchen Monarchie. 
Vom 18. Februar 1891; und unter 

Nr. 9433 die Verfügung des Juſtiz⸗Miniſters, 
betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen Theil 
der Bezirke der Amtsgerichte Eupen, Cleve, Adenau, 
Coblenz, Meiſenheim, Sobernheim, Bensberg, Mühlheim 
am Rhein, Ratingen, Lennep, Remſcheid, Wipperfürth, 
Wermelskirchen, Barmen, Elberfeld, Grumbach, Saar⸗ 
brücken, Hermeskeil, Wadern, Trier und Saarburg. 
Vom 13. Februar 1891. 


VBerorduungen und Bekanntmachungen 
der Ceutral⸗Behörden. 


Bekanntmachung. | 
Poſtpacketverkehr mit Marocco. | 
Von jetzt ab werden neben den Dampfern der 
„Atlaslinie“, welche die Maroccaniſchen Hafenplätze Caſa⸗ 
blanca, Mazagan, Mogador, Rabat, Safi und Tanger 
anlaufen, auch die Mitte jedes Monats von Hamburg 
abgehenden und die Hafenorte Caſablanca, Mazagan, 
Mogador und Tanger berührenden Dampfer der „Woer⸗ 
mannlinie“ zur Beförderung von Poſtpacketen ohne Werth⸗ 
angabe bis zum Gewicht von 5 kg nach den angeführten 
Maroccaniſchen Orten auf dem Wege über Hamburg 
benutzt werden. Die vom Abſender im Voraus zu ent⸗ 


1) 


Marienwerder, den 18. März 


1891. 


3. der 4%ĩ igen Obligationen Lit. A. vom Jahre 1845 


der Berlin⸗Potsdam⸗ Magdeburger Eiſenbahn; 


4. der 3 ¼ %% igen Alte Rheiniſche Prioritäts⸗Obli⸗ 
gationen von 1843 
der Rhein iſchen Eiſenbahn; 
5. der 4½¼ % igen Prioritäts⸗Anleihe vom 1. Auguſt 
1860 und 
6. der 4½ % igen Prioritäts⸗Anleihe vom 1. Januar 
1861 


der Homburger Eiſenbahn; 
7. der 3 / % igen Prioritäts⸗Obligationen III. Serie 
und III. Serie Lit B. und 
8. der 3 ¼½ % igen Prioritäts⸗Obligationen III. Serie 
Lit. C. 1. und 2. Emiſſion 
der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn; 
9. der 3% igen Prioritäts⸗Altien Lit. B, 
10. „ 3¼% igen Prioritäts⸗Obligationen Lit. E. und 
11. „ 3¼% igen Niederſchleſiſche Zweigbahn⸗Priori⸗ 
täts⸗Obligationen 
der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn; 
12. der 5% igen Anleihe vom 2. Januar 1875 
der Angermünde ⸗Schwedter Eiſenbahn; 
13. der 4/% igen Prioritäts⸗Obligationen I. Emif⸗ 
ſion und | 
14. der 4%8 igen Anleiheſcheine II. Emiſſion 
der Weſtholſteiniſchen Eiſenbahn und 
15. 3 ¼ /8 igen Vorzugs⸗Anleiheſcheine 2. Reihe 
der Schleswig⸗Holſteiniſchen Marſchbahn 


geht am 1. April d. Js. von den betreffenden König 


richtende Taxe für ein Poſtpacket aus Deutſchland be⸗ lichen Eiſenbahn⸗Direktionen auf uns über. 


trägt 1 Mk. 60 Pf., Sperrgut 2 Mk. 40 Pf. 


Die Zinsſcheine dieſer Anleihen werden alsdann 


Ferner ſind fortan nach Tanger (Marocco) auch bei der Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe hierſelbſt — W. 


Poſtpackete bis zum Gewicht von 3 kg auf dem Wege Taubenſtraße 
Die Taxe für ein derartiges Hauptkaſſen, 
den Kaſſen der indirekten Steuerverwaltung ſowie bei 
! den Reichsbankanſtalten eingelöſt. Außerdem kann die 
Ueber die Verſendungsbedingungen ertheilen die Einlöſung bis auf Weiteres noch bei denjenigen König⸗ 
lichen Eiſenbahn⸗Hauptkaſſen und Bankgeſchäften erfolgen, 
welche als Zahlſtellen auf den Zinsſcheinen bezeichnet find. 


über Frankreich zuläſſig. 
Poſtpacket aus Deutſchland beträgt gleichfalls 1 Mark 
60 Pf 


Poſtanſtalten auf Verlangen Auskunft. 
Berlin W., den 11. März 1891. 
Der Staatsſekretär des Reichspoſtamts. 
von Stephan. 
Bekanntmachung. 
Die Verwaltung der nachbezeichneten Eiſenbahn⸗ 
Anleihen: 
1. der 2¼% igen Köthen⸗Bernburger Aktien und 
2. „ 3% igen Magdeburg⸗Wiitenbergeſche Aktien 
der Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahn; 


2) 


29 —, bei den Königlichen Regierungs- 
den Königlichen Kreis: bezw. Steuerkaſſen, 


Die gekündigten Aktien und Obligationen wer⸗ 


den vom 1. April d. J. ab nur von der Staatsſchulden⸗ 
Tilgungskaſſe eingelöſt. Sie können jedoch mit den 
unentgeltlich abzuliefernden Zinsſcheinen nebſt Auwei⸗ 
ſungen auch bei einer der Königlichen Regierungs⸗Haupt⸗ 
kaſſen und in Frankfurt a. M. 
Kreiskaſſe eingereicht werden, welche die Effekten der 
Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe zur Prüfung vorzulegen 


bei der Königlichen 


Ausgegeben in Marienwerder am 19. März 1891. 
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hat und nach erfolgter Feſtſtellung die Auszahlung rungen bemerken wir, daß die Zuſendung dieſer Zinſen 
bewirkt. mittels der Poſt ſowie ihre Gutſchrift auf den Reichs⸗ 

Als Einlöſeſtellen für die Zinsſcheine und als bank⸗Girokonten der Empfangsberechtigten zwiſchen dem 
Vermittelungsſtellen für die gekündigten Aktien bezw. 18. März und 8. April erfolgt; die Baarzahlung 
Obligationen dienen außerdem: aber bei der Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe am 

1. betreffs der Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahn⸗Ob⸗ 18. März, bei den Regierungs⸗Hauptkaſſen am 
ligationen Lit. A. die Bank für Handel und In⸗ 24. März und bei den mit der Annahme direkter Staats⸗ 
duſtrie in Darmſtadt und deren Filiale in Frank- ſteuern außerhalb Berlins betrauten Kaſſen am 1. April 
furt a. M., beginnt. 

2. betreffs der Anleihe der Angermünde ⸗Schwedter Die Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe iſt für die Zins⸗ 
Eiſenbahngeſellſchaft die Berliner Handelsgeſellſchaft zahlungen werktäglich von 9 bis 1 Uhr mit Ausſchluß 
hierſelbſt, des vorletzten Werktages in jedem Monat, am letzten 

3. betreffs der Weſtholſteiniſchen Prioritäts⸗Obliga⸗ Monatstage aber von 11 bis 1 Uhr geöffnet. 
tionen 1. Emiſſion das Handlungshaus L. Behrens Die Inhaber Preußiſcher 4 prozentiger 
und Söhne und die Wechslerbank in Hamburg, und 3½ prozentiger Konſols machen wir 

4. betreffs der Vorzugsanleiheſcheine Reihe zwei der wiederholt auf die durch uns veröffentlichten 
Schleswig⸗Holſteiniſchen Marſchbahn die Haupt⸗„ Amtlichen Nachrichten über das Preußiſche 
Seehandlungskaſſe und die Direktion der Diskonto⸗ Staatsſchuldbuch“ aufmerkſam, welche durch 
Geſellſchaft hierſelbſt, die Vereinsbank, die Nord⸗ jede Buchhandlung für 40 Pfennig oder von 
deutſche Bank und L. Behrens und Söhne in dem Verleger J. Guttentag (D. Collin) in 
Hamburg ſowie M. A. von Rothſchild und Söhne Berlin durch die Poſt für 45 Pfennig franko 
in Frankfurt a. M. zu beziehen ſind. 

Die neuen Zinsſcheinbogen zu den Eingangs Berlin, den 7. März 1891. 
aufgeführten Eiſenbahn⸗Anleihen werden vom 1. April Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 
d. Js. ab nur von der Kontrolle der Staatspapiere Sy dow. 
hierſelbſt — SW. Oranienſtraße 92/94 — ausgereicht. 4) Bekanntmachung. 
Die Zinsſcheine können indeß durch die Regierungs⸗ Die ſämmtlichen, bisher noch nicht zur Verlooſung 
Hauptkaſſen und in Frankfurt a. M. durch die Kreis⸗ gekommenen 4½ %igen Prioritäts⸗Obligationen 1. Emiſ⸗ 
kaſſe ſowie durch Vermittelung derjenigen Eiſenbahnkaſſen ſion der Weſtholſteiniſchen Eiſenbahn vom 1. Januar 
bezogen werden, welche auf den Anweiſungen (Talons) 1881 werden im Auftrage des Herrn Finanzminiſters 
der zuletzt ausgegebenen Zinsſcheinreihe als Ausreichungs⸗ den Beſitzern mit der Aufforderung gekündigt, den Ka⸗ 
ſtelle bezeichnet ſind. pitalbetrag vom 1. Oktober dieſes Jahres ab bei der 
Berlin, den 6. März 1891. Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe hierſelbſt — W. Tauben⸗ 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden. ſtraße Nr. 29 — gegen Quittung und Rückgabe der 


Sydow. Obligationen und der dazu gehörigen, alsdann noch 
nicht fälligen Zinsſcheine Reihe 1 Nr. 3 bis 20 nebſt 
3) Bekanntmachung. Anweisungen zu erheben. Die Zahlung erfolgt von 


Die am 1. April 1891 fälligen Zinsſcheineſg Uhr Vormittags bis 1 Uhr Nachmittags mit Aus⸗ 
der Preußiſchen Staatsſchulden werden bei der ſchluß der Sonn⸗ und Feſttage und der letzten drei Ge⸗ 
Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe — W. Taubenſtraße 29 ſchäftstage jeden Monats. Die Einlöfung geſchieht auch 
hierſelbſt —, bei der Reichsbankhauptkaſſe, ſowie bei bei den Königlichen Regierungs⸗Hauptlkaſſen und in 
den früher zur Einlöſung benutzten Königlichen Kaſſen Frankfurt a. M. dei der Königlichen Kreiskaſſe. Zu 
und Reichsbankanſtalten vom 24. d. Mts. ab ein⸗ dieſem Zweck können die Obligationen nebſt den zuge⸗ 
gelöft. hörigen Zinsſcheinen und Zinsſcheinanweiſungen einer 

Auch werden die am 1. April d. J. fälligen Zins⸗dieſer Kaſſen ſchon vom 1. September d. J. ab einge⸗ 
ſcheine der nach unſerer Bekanntmachung vom 6. d. M reicht werden, welche die Effekten der Staatsſchulden⸗ 
mit genanntem Tage auf unſere Verwaltung übergehen⸗Tilgungskaſſe zur Prüfung vorzulegen hat und nach 
den Eiſenbahn⸗Prioritäts⸗Anleihen bei den vorbezeich⸗ erfolgter Feſtſtellung die Auszahlung vom 1. Oktober 
neten Kaſſen, ſowie bei den auf dieſen Zinsſcheinen ver⸗ d. J. ab bewirkt. 
merkten Zahlſtellen vom 24. d. Mts. ab eingelöft. Vom 1. Oktober d. Js. ab hört die Ver⸗ 

Die Zinsſcheine find, nach den einzelnen Schuld⸗ zinſung dieſer Prioritätsobligationen auf. 
gattungen und Werthabſchnitten geordnet, den Einlöſungs⸗ Der Betrag etwa fehlender Zinsſcheine wird vom 
ſtellen mit einem Verzeichniß vorzulegen, welches die Kapital zurückbehalten. 

Stückzahl und den Betrag für jeden Werthabſchnitt Formulare zu den Quittungen werden von den 
angiebt, aufgerechnet iſt und des Einliefernden Namen ſämmtlichen obengedachten Kaſſen unentgeltlich verabfolgt. 
und Wohnung erſichtlich macht. Berlin, den 9. März 1891. 

Wegen Zahlung der am 1. April fälligen Zinſen Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 

ür die in das Staaksſchuldbuch eingetragenen Forde⸗ Sydow. 


Berorbuungen and Bekanntmachungen 


11) Ein auf der 15. Verſammlung des deutſchen 
der Provinzial⸗Behörden zc. 


Vereins für öffentliche Geſundheitspflege von dem Prof. 
Dr. Heller aus Kiel vorgetragenes Referat über Ver⸗ 
hütung der Tuberkuloſe — (in Druck gelegt Braunſchweig 
1890 bei Friedrich Vieweg und Sohn) — hat dem 
Herrn Minifter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medi⸗ 
zinal⸗Angelegenheiten Veranlaſſung gegeben, die König⸗ 
liche Wiſſenſchaftliche Deputation für das Medizinal⸗ 
weſen über die von dem Genannten empfohlenen, und 
N e ſonſt . zu empfehlenden Maßregeln 
175 zur Verfolgung des angegebenen Zweckes zu hören. 
Der Oberpräſident. Das von der Wiſſenſchaftlichen Deputation unter 
6) Bekanntmachung. dem 5. November v. 38. erſtattete Gutachten, mit deſſen 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des Ausführungen und Vorſchlägen der Herr Miniſter ſich 
Beſitzers Friedrich Schielte zu Bukowitz zum erſten Stell⸗ durchweg einverſtanden erklärt hat, bringe ich hierdurch 
vertreter des Standesbeamten für den Standesamtsbezirkſfauszugsweiſe zur Öffentlichen Kenntniß und Nachachtung, 
Bukowitz, Kreiſes Strasburg Wpr., an Stelle des aus indem ich darauf noch beſonders hinweiſe, daß es eine 
dem Bezirk verzogenen Lehrers Zindler zur öffentlichen hochwichtige Aufgabe der Geſundheitspflege ift, der Ver⸗ 
Kenntniß. breitung der verderblichen Krankheit, welche mehr als 
Danzig, den 6. März 1891. den 8. Theil ſämmtlicher Todesfälle verſchuldet, durch 
Der Oberpräſident. Re 2 5 De ihrer Keime außers 
8 menſchlichen Körpers entgegenzuwirken, eine 
Bekanntmachung. en \ H 

Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des a und de n Gutachten die geeig⸗ 

Bürgermeiſters Zimmer⸗Wallis zu Landeck zum Stan⸗ 8 5 5 Mä 1891 

des⸗Beamten für den Standesamtsbezirk Adl. Landeck, 18 5 0 - he . 

Kreiſes Flatow, an Stelle des aus dem Bezirke ver- er Regierungs⸗Präſident. 


zogenen Bürgermeiſters Hempel zur offentlichen Kenntniß. Die Heller ſchen Maßregeln ſtüßen ſich größten⸗ 


Danzig, den A a 15 theils auf die Ergebniſſe der Unterſuchungen von Cornet. 
p y Aus dieſen laſſen ſich folgende Hauplſätze ent⸗ 
8) Bekanntmachung. 

Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Beſitzers und Gemeinde⸗Vorſtehers Wiens in Kl. Schar⸗ 
dau zum zweiten Stellvertreter des Standesbeamten für 
den Standesamisbezirk Schardau, Kreiſes Stuhm, an 
Stelle des Beſitzers Muerau in Boenhof, zur Öffentlichen 
Kenntniß. 

Danzig, den 6. März 1891. 

Der Oberpräſident. 


Bekanntmachung. 

Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Lehrers und Organiſten Wiczkowski in Gruppe zum 
Standesbeamten für den Standesamtsbezirk Gruppe, 
Kreiſes Schwetz, an Stelle des verſtorbenen Rentiers 
Weſtphal in Gruppe zur öffentlichen Kenntniß. 

Danzig, den 6. März 1891. 

Der Ober⸗Präſident. 


10) Bekanntmachung. 

Die in Nummer 5 des diesjährigen Amlsblatts 
veröffentlichte Ernennung des Lehrers Springfeldt zu 
Grünhagen zum erſten Stellvertreter des Standesbeamten 
für den Standesamtsbezirk Teſſendorf, Kreiſes Stuhm, 
wird hierdurch widerrufen. 

Als ſolcher fungirt ferner der Lehrer Dainas in 
Teſſendorf. 

Danzig, den 6. März 1891. 

Der Oberpräſident. 


5) Bekanntmachung. 


Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Lehrers Dyllik zu Pockrzydowo zum erſten Stellver⸗ 
treter des Standesbeamten für den Standesamtsbezirk 
Pockrzydowo, Kreiſes Strasburg Wpr., an Stelle des 
Lehrers Wiſockt in Jaykowo zur offentlichen Kenntniß. 

Danzig, den 6. März 1891. 


nehmen: 

1. Tuberkelbacillen find nicht allenthalben verbreitet 
(ubiquitär), ſie fehlen ſogar in einem Drittel der 
von Tuberkulöſen bewohnten Räumen. 

2. Sie werden hauptſächlich verbreitet durch den Aus⸗ 
wurf der Tuberkulöſen, 

3. und zwar vorwiegend durch den getrocknet zer⸗ 
ſtäubten Auswurf. 

4. Die gewöhnlichen Desinfektionsmaßregeln find zu 
dieſem Zwecke größtentheils unzureichend. 
Die einſchlägigen Sätze des Heller'ſchen Referates 


lauten: 

„Es handelt ſich einmal darum, die Schwind⸗ 
ſüchtigen dahin zu bringen, ihren Auswurf in 
für ſie ſelbſt und Andere ungefährlicher Weiſe 
zu beſeitigen, zweitens an ſolchen Orten, an 
welchen viele Menſchen und darunter auch Schwind⸗ 
ſüchtige verkehren, ſolche Maßregeln zu treffen, 
daß unvorſichtig ausgeſäte Tuberkelbacillen un⸗ 
ſchädlich gemacht werden. 

Die unſchädliche Beſeitigung des Aus wurfes 
iſt dadurch zu erzielen, daß in allen öffentlichen 
Gebäuden, wie es bereits in vielen der Fall iſt, 
in reichlicher Weiſe für die Benutzung der ver⸗ 
kehrenden Menſchen Spucknäpfe aufgeſtellt und 
für deren regelmäßige und zweckentſprechende 
Reinigung geſorgt werde. Dasſelbe ließe ſich 
wohl für Fabriken, Werkſtätten und dergleichen 


2 
J. 1. Man fol die Schwindſüchtigen dazu bringen, 


Arbeitsräume mit demſelben Rechte erzwingen, 
wie andere Maßregeln zum Schutze der Arbeiter.“ 

Regelmäßige feuchte Reinigung der Räume 
iſt vorzunehmen. Jedes trockene Auskehren er⸗ 
höht die Gefahren. 

„Dieſe Maßregeln durchzuführen, wird in vielen 
offentlichen Gebäuden keine Schwierigkeiten haben, 
fo in Gerichten, Bahnhöfen, Poſträumen, in 
Kaſernen, Waiſenhäuſern, in Werk⸗ und Armen⸗ 
häuſern und in Gefänguiſſen.“ Ebenſo wird 
wohl in Krankenhäuſern ſtrenge Durchführung 
dieſer Maßregel auf keine Schwierigkeit ſtoßen. 
In den Eiſenbahnwagen könnten ähnliche Ein⸗ 
richtungen für Huſtende vorgeſehen werden. 

Am meiſten Widerſtand wird ſich von Seiten 
der Schule geltend machen. Mit Aus wurf be 
haftete Kinder ſollen beſondere Plätze in der 
Nähe der Spucknäpfe bekommen oder das Dett⸗ 
weller ſche Spuckfläſchchen benutzen, ſonſt ausge: 
ſchloſſen werden. Ganz beſonders müſſen ſchwind⸗ 
ſüchtige Lehrer ſelbſt zur Beobachtung dieſer 
Maßregeln angehalten werden. 

Dies gilt auch für Penſionate. Krippen und 
Kleinkinder⸗Bewahranſtalten. Münſchenswerth 
wäre es auch für Gaſthäuſer, Wirthſchaften, Theater. 
Ferner werden befürwortet: öffentliche zweckent⸗ 
ſprechende Desinfectionsanſtalten, Desinfektion 
von Wäſche und Wohnung verſtorbener Tuberku⸗ 


löſer, auch von Zeit zu Zeit der Wohnung Tuber⸗ I. 


kulöſer, Ausſchluß Schwindſüchtiger von Kranken: 
pflege und Hebammenberuf. Ferner wird hin⸗ 
gewieſen auf die Gefahr des Lebensmittelverkaufes 
durch Schwindſüchtige. Straßen reinigung darf 
uur feucht geſchehen, Straßenbeſprengung muß 
reichlicher werden. 

Ein weiterer Abſchnitt von der Verbreitung 
der Tuberkuloſe durch Thiere darf um ſo mehr 


hier übergangen werden, als Heller ſelbſt ſagt, I. 


das in Preußen zur Zeit geltende Verfahren 
ſcheine vorläufig das richtige. 

In den Schlußſätzen wird u. A. verlangt: 
1. Anzeige⸗ und Desinfectionspflicht bei Sterbe⸗ 

fällen tuberkulöſer Menſchen. 

2. Vorkehrungen zur Beſeitigung des Auswurfs 
in allen öffentlichen und ſoweit möglich pri⸗ 
vaten, dem Menſchenverkehre dienenden Ge⸗ 
bäuden und Einrichtungen, beſonders Schulen, 

Verkehrsanſtalten, Krankenhäuſern und Ge⸗ 

fängniſſen. 

Die von Ew. Excellenz geſtellte Frage, ob die 
Heller ſchen Vorſchläge den Anordnungen der 
Medizinalverwaltung zu Grunde gelegt werden 
konnen, müſſen wir im Allgemeinen vollkommen 
bejahen. Die ſämmtlichen von Heller gemachten 
Vorſchläge ſind wenn auch nicht in gleichem Maße 
des Verſuchs der Ausführung werth. Nächſtdem 
laſſen ſich der Sache noch einige andere Geſichts⸗ 
punkte abgewinnen. 


ihren Auswurf in für ſie ſelbſt und Andere un⸗ 
gefährlicher Weiſe zu beſeitigen. Aber man muß, 
wie dies bei den neueren Verhandlungen über 
dieſen Gegenſtand oft hervorgehoben wurde, Alles 
vermeiden, was dieſen Unglücklichen das Gefühl 
verurſachte, gerichtet, gemieden, ausgeſtoßen zu 
fein. Allem, was man den Tuberkulöſen an 
Beſchränkung in der freien Entleerung ihres Aus⸗ 
wurfes und ſonſt auferlegt, wird der Stachel ge⸗ 
nommen, wenn man die Gelegenheit, geheilt zu 
werden, in größerer Ausdehnung, als ſeither, 
bietet. Die Heilungsmoͤglichkeit befteht, wenigſtens 
für frühe Zeit der Krankheit, aber dem Armen 
ſtehen, wenn er Hülfe und Pflege ſucht, nur die 
allgemeinen Hospitäler zur Verfügung. 

Man wird der Verbreitung der Tuberkulose 
wirkſamer entgegenwirken, wenn man die Er⸗ 
richtung von beſondern Krankenanſtalten für arme 
Tuberkulöje befördert. Insbeſondere iſt zu wünſchen, 
daß die gemiſchten Hospitäler der größeren Ge⸗ 
meinden und Gemeindebezirke durch die Errichtung 
ſolcher Anſtalten entlaſtet werden. Soweit ſolche 
gemiſchte Hospitäler noch Tuberkulöſe aufnehmen, 
iſt dafür Sorge zu tragen, daß die Tuberkulöſen 
von den übrigen Kranken abgeſondert werden. 
Jedenfalls haben dieſe Anſtalten den Nachweis 
zu liefern, daß die Luft tuberkelbacillenfrei ſei. 


.Es ſteht zu hoffen, daß der ärztliche Stand fi 


der vielen Gelegenheiten mehr und mehr bewußt 
werde, die die neuere Entwickelung der Tuber⸗ 
kuloſelehre für nützliche Thätigkeit des Hausarztes 
bietet, dahin gehören frühzeitiges Erkennen des 
Leidens, ſo lange es leichter heilbar iſt, Ent⸗ 
fernung der Kranken aus der Familie, Abrathen 
vom Heirathen. Auch die Sorge für Unſchädlich⸗ 
machen und Beſeitigen des Auswurfes gehören dahin. 


„Weit mehr kann in letzterer Richtung geſchehen 


durch die Krankenwärter. Jedem Krankenwärter 
von Beruf ſollte eine Anweiſung in die Hand 
gegeben werden, wie er mit anſteckenden Aus⸗ 
ſcheidungen aus dem Körper Kranker zu verfahren 
habe, um ſie unſchädlich zu machen. Zu betonen 
wäre, daß die eigene Geſundheit des Wärters ſtark 
mit in Frage kommt. 


„An Orten, wo unter vielen Anderen auch Schwind⸗ 


ſüchtige verkehren, ſollen unvorſichtig ausgeſäte 
Tuberkelbacillen unſchädlich gemacht, der Auswurf 
unſchädlich beſeitigt, nämlich reichlich gut zu 
reinigende Spucknäpfe aufgeſtellt werden. Hier 
entſteht die Frage, in welcher Form und aus 
welchem Stoffe die Spucknapfe gemacht fein ſaſſen. 

Sie ſollen flach und groß ſein, damit nicht 
leicht daneben geſpuckt wird. Letzteres ſoll nicht 
durch Sandausbiegung ſondern durch die Größe 
des Gefäßes erzielt werden. Je nach dem be⸗ 
ſonderen Zwecke dürften Durchmeſſer von etwa 
15, 20, 25 em (Untertaſſe, Deſſertteller, Suppen⸗ 


II. 2. 


II. 8. 
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teller) zu verwenden fein, flacher Boden, bis zu 
5 cm Höhe, etwas nach außen abqeichender 
Rand, glatte Flächen, keine Henkel. Zwar ge⸗ 
ſtattet Metall gründlichſte Reinigung durch Er⸗ 
hitzen, wird jedoch leicht riſſig und rauh, auch 
Porzellan bekommt leicht kleine rauhe Bruchflächen. 
Aus dickem Glas ließe ſich, ſobald einmal der 
Bedarf groß wird, billig und zweckentſprechend 
das Gefäß herſtellen, ſicher auch ſo, daß es 
ſiedendes Waſſer aushie te. Der Spucknapf iſt 
ſoweit, daß leichtes Verſchütten vermieden wird, 
mit Waſſer zu füllen. Die verſchiedentlich (3. B. 
bei der Verhandlung in München) aufgeworfene 


Frage, ob der Inhalt des Speibeckens zu des⸗ II. 4. 


inficiren ſei vor dem Ausgießen, mochten wir 
verneinen. Chemiſche Mittel berühren die Ballen 
des Aufwurfes nur von außen, bewirken dort 
Gerinnung der Eiweißſtoffe und dringen nicht 
weiter ein. Kochen wäre ſicher, aber kaum zu 
erzielen. Somit bleibt nur Ausgießen in die 
Abfuhrröhre oder Tonnen, wo der Auswurf feucht 
und deshalb unſchädlich bleibt. 
Am nothwendigſten iſt dieſe Vorkehrung in Ka⸗ 
ſernen, Krankenhäuſern und Gefängniſſen. Für 
Kaſernen wird ſie ohnehin ſchon eingeführt. Für 
Krankenhäuſer dürfte zur Pflicht gemacht werden, 
a. Aufſtellen großer Speibecken auf den Treppen⸗ 
gängen, Aborten, in den Gärten, kleinerer am 
Bette (bezw. auf dem Nachttiſche) huſtender Kranken. 
b. Anbringung von Anſchlägen, in denen die Kranken 
erſucht werden, die Speibecken zu benußen, in denen 
zugleich verboten wird, auf den Boden, an die Wände, 
in und auf Tücher zu ſpucken. c. Entfernung 
aller Teppiche, Bodendecken u. ſ. w. die geeignet 
ſind, Auswurf einzuſaugen. Mehr noch wie früher, 
dürfte auf abwaſchbare Wände, glatte Fußböden u. ſ. w. 
zu dringen, trockenes Abwiſchen zu verbieten ſein. 
Es dürfte ſich beſonders empfehlen von ſämmt⸗ 


lichen Krankenhäuſern Berichte zu verlangen über II. ö. 


a. die Zahl der in den letzten 3 Jahren darin 
verpflegten und verſtorbenen Tuberkulöſen, 
d. über etwa vorgekommene Anſteckungen Ge⸗ 
ſunder oder anderweit Kranker durch Tuberkulöſe, 
c. über die Art der Ausführung obiger Maßregeln. 
Was die Gefängniſſe anbelangt, ſo ſind ſchon in 
Bayern Verſuche vorgeſchlagen worden, dahin 
gehend, ein Gefängniß vollſtändig zu reinigen. 
darin ſtrengſte Reinlichkeit zu beobachten und zu 
ſehen, ob ſich dadurch die Häufigkeit der Tuber⸗ 
kuloſe mindern laſſe. 


In dieſer Beziehung dürfte jedoch keine Zeit II. 6. 


durch Vorverſuche auf Koſten Lebender zur Ent⸗ 

ſcheidung kaum fraglicher Fragen zu verlieren, 

ſondern ganz allgemein zu verlangen ſein, daß 

in den Gefängniſſen: 

1. tuberfulöfe Erkrankungen bei der Aufnahme, 
ſpäter bei regelmäßig wiederholten Unterſuchungen 
möglichſt frühzeitig erkannt und feſtgeſtellt werden, 


2. die Erkrankten von den Gefunden abgeſondert 
werden, 

3. die gründlichſte Reinigung der Schlaf⸗ und 
Arbeitsräume, fortdauernde Reinhaltung der⸗ 
ſelben zur Aufgabe gemacht werde, 

4. ausſchließlicher Gebrauch geeigneter Spuck⸗ 
näpfe zur Entleerung des Aus wurfs ange: 
ordnet werde, 

5. daß ſoweit möglich Arbeit im Freien und 
Körperbewegung im Freien angeordnet werde. 
Dieſe Geſichtspunkte gelten noch für viele 

andere geſchloſſene Anſtalten: Waiſenhäuſer, Semi⸗ 

nare, Klöfter. 

Für die Schulen ſind die Erkrankung der Lehrer 

von größerer Bedeutung, als die der Schüler, 

wenigſtens ſoweit es ſich um jüngere Kinder 
handelt. Lymphdrüſen der Bruſt und das Gehirn 

(Heller S. 14/15) erkranken bei Kindern häufiger 

als die Lunge an Tuberkuloſe, zudem ſind Kinder 

im Aushuſten nicht geübt und verſchlucken den 

Auswurf. In den oberen, namentlich Knaben⸗ 

klaſſen wird die Bedeutung des Spucknapfes 

ſchon größer ſein. Ganz allgemein dürfte für 

Schulen anzuordnen ſein: 

1. daß Lehrer wie Schüler zur Entleerung ihres 
Auswurfes im Schulgebäude ſich nur der in 
geeigneter Beſchaffenheit und genügender Zahl 
aufzuſtellenden Spucknäpfe bedienen dürfen oder 
eines Dettweiler'ſchen Fläſchchens, 

2. daß in den Schulräumen Staub moͤglichſt bes 
ſeitigt, aber nur durch naſſes Aufwaſchen ent⸗ 
fernt werden darf, 

3. daß öfter huſtende Schüler in Bezug auf 1, 
vom Lehrer beſonders zu beachten ſind, 

4. daß bruſtkranken Schülern das Wegbleiben 
von der Schule zum Zwecke längerer Kuren 
mit beſonderer Bereitwilligkeit erleichtert und 
geſtattet werde. 

Für Gaſthäuſer dürfte die Aufſtellung von ge⸗ 

eigneten Spucknäpfen in den Wirthſchaftsräumen 

zu verlangen fein und die Desinfection von Bett⸗ 
wäſche und Zimmern, die nachgewieſener Maßen 
längere Zeit im Gebrauche von Tuberkulöſen 
ftanden, z. B. in denen Tuberkulöſe ſtarben, ſollte 
vorgeſchrieben werden. Für Kurorte, die viel von 

Tuberkulöſen beſucht werden, ſollte die Aufſtellung 

weiter gehender Anforderungen an Gaſtwirthe und 

Zimmervermiether (Desinfeckion am Schluſſe jeder 

Saiſon) durch Ortsſtatut oder ortspolizeiliche Ver⸗ 

ordnung angeregt und begünſtigt werden. 

Die Eiſenbahnen würden das Ziel der Ver⸗ 

minderung der Tuberkulose fördern helfen können 

durch Aufſtellung von Spucknäpfen geeigneter Art 
in Bahnhöfen, durch Beſchränkung der Anwendung 
von Teppichen, Faſerndecken in den Wagen und 
dergl. auf die kalte Zeit des Jahres, ſowie durch 
naſſes Aufwaſchen der Wagenböden. Auch kann 
nicht unterlaſſen werden, darauf hinzuweiſen, daß 


II. 7. 


II. 8. 
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die glatten Stoffe, welche in manchen Ländern 
zum Bezuge der Sitzbänke verwendet werden, 
weniger Staub feſthalten, als die Plüſchſtoffe, 
welche bei uns üblich ſind. Von den Wagen 
ſollen zum mindeſten mit waſſerhältigen (vielleicht 
etwa urnenförmigen) Spucknäpfen ausgeſtattet 
werden: Schlafwagen, Wagen für lange Fahrten 
(ſog. direkte Wagen) und Wagen die nach gewiſſen 
Kurorten hin den Verkehr vermitteln, z. B. nach 
Soden, Ems, Salzungen, Lippſpringe. 
Während tuberkulöſen Hebammen die Ausübung 
dieſes Berufes unterſagt werden kann, muß man 
die Abwehr des vielen Unglücks, welches in Fa⸗ 
milien durch tuberkulöſe Ammen, Kinderfrauen, 
Erzieherinnen gebracht wird, von der fortſchreiten⸗ 
den Aufklärung des Publikums über dieſen Punkt 
und von gewiſſenhaftem Rathe der Hausärzte er⸗ 
warten. 

In Penſionaten, Kleinkinderbewahranſtalten, 
Krippen, dürfte der Ausſchluß Tuberkulöſer von 


zu empfehlen und zu fördern. Ste dient ja noch 
vielerlei anderen guten Zwecken. Namentlich wird 
ſie zur Desinfektion der Wäſche, Kleider, des Belt⸗ 
zeugs von Tuberkulöſen nützlich ſein. 

In Heilanſtalten ſollte die Desinfektion obiger 
Hinterlaſſenſchaft eines Tuberkulöſen vorgeſchrieben 
ſein, im Uebrigen ſollte ſie auf dem Wege der 
Belehrung (durch Aerzte, Geiſtliche, Standesbeamte, 
Krankenwärter, Leichenſchauer) zu beantragen ſein. 
Auf gleichem Wege läßt ſich dahin wirken, zeit⸗ 
weiſe gründliche Reinigung der Wohnung Tuber⸗ 
kulöſer zu erlangen. 

Auch das Verlangen der Straßenreinigung 
unter reichlicher Waſſerverwendung erſcheint jeder 
möglichen behördlichen Unterſtützung würdig. 
Berlin, den 5. November 1890. 

Königliche Wiſſenſchaftliche Deputation 

für das Medizinalweſen. 
(Unterſchriften.) 
An den Königlichen Staatsminiſter und Miniſter 


der Ausübung der Kinderpflege durchzuſetzen ſein. der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegen⸗ 
Von den übrigen in den Heller'ſchen Vorſchlägen heiten, Herrn Dr. von Goßler Excellenz. 
erwähnten Klaſſen find noch beſonders hervorzu⸗ 12) Des Königs Majeſtät haben dem Vorſtande der 
heben: ſtändigen Ausſtellung für Kunſt und Kunſtgewerbe zu 
Verkäufer von Nahrungsmitteln. Weimar mittelſt Allerhöchſter Ordre vom 23. v. Mts. 
Während kaum bezweifelt werden kann, daß die Erlaubniß zu ertheilen geruht, zu der von ihm mit 
unter Umſtänden die Sputum⸗Bacillen eines Bäckers Genehmigung der Großherzoglich Sächſiſchen Staats⸗ 
und dgl. in ſeinem Laden ſo verbreitet werden regierung in dieſem Jahre wiederum zu veranſtaltenden 
können, daß fie mit der Waare verkauft werden Ausſpielung von Gegenſtänden der Kunſt und des Kunſt⸗ 
können, läßt ſich doch vom Standpunkte der Be- gewerbes auch im diesſeitigen Staatsgebiete, und zwar 
hörden vorläufig kaum mehr verlangen, als größte in ſeinem ganzen Bereiche Looſe zu vertreiben. 
Neinlichkeit in den Verkaufsſtätten. Indem ich dieſes zur öffentlichen Kenntniß bringe, 
Ferner Fabriken. Bei der großen Häufigkeit weiſe ich die Poltzeiorgane des Bezirks an, dafür Sorge 
der Tuberkuloſe unter den Arbeitern gewiſſer Fa⸗ zu tragen, daß der Vertrieb dieſer Looſe nirgends bean⸗ 
briken (Stahl, Stein, Baumwolle, Tabak) muß ſtandet wird. 
die veränderte Auffaſſung: Staubeinathmung iſt Marienwerder, den 7. März 1891. 
nur Hülfsurſache, Anſteckung der Grund der Er⸗ Der Regierungs⸗Präſident. 
krankung — zu neuen und anderen Anſtrengungen 13) Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſter 
Veranlaſſung geben, um die Arbeiter zu ſchügen. Ordre vom 11. v. Mis. dem Propſtei⸗Kirchenvorſtande 
Für ſolche Fabriken iſt anzuregen: zu St. Peter in Worms die Erlaubniß zu ertheilen ge⸗ 
1. Aufſtellung geeigneter Spuknäpfe in großer ruht, zu der mit Genehmigung der Großherzoglich Heſſi⸗ 
Zahl, am beſten für jeden Arbeiter, ſchen Regierung zu veranſtaltenden Geldlotterie Behufs 
2. Verbot, ohne Benutzung des Spuknapfes aus⸗ Gewinnung eines Theiles der Mittel für die Wieder⸗ 
zuſpucken, herſtellung des Worms'er Domes auch im dieſſeitigen 
3. naſſe Reinigung der Arbeitsräume, Stantögebiete, und zwar im ganzen Bereiche deſſelben, 
4. Einrichtungen, die es kranken Arbeitern er⸗ Looſe zu vertreiben. 
leichtern, auswärts Heilung zu ſuchen, Die Ortspolizeibehörden und Gendarmen haben 
5. Belehrung der Arbeiter über die Bedeutung des dafür Sorge zu tragen, daß der Vertrieb dieſer Looſe 
Auswurfes für die Verbreitung der Tuberkulose. im dieſſeitigen Bezirke nirgend beanftandet wird. 
Man hat ſchon in der Tuberkuloſe der Arbeiter Marienwerder, den 3. März 1891. 
in Tabacksfabriken eine Gefahr ſehen wollen für Der Regierungs⸗Präſident. 
die Raucher der Cigarren, die dort gemacht werden. 14) Der Herr Miniſter des Innern hat dem Vers 
Auch die Verbreitung der Tuberkuloſe in kleineren eine Berliner Künſtler die Genehmigung ertheilt, mit 
Fabrik⸗Städten weit über die Arbeiterkreiſe hin⸗ der in dieſem Jahre in Berlin ſtattfindenden inter⸗ 
aus, zeigt, daß nicht nur Fabrikbeſitzer und Ar⸗ nationalen Kunſtausſtellung eine Ausſpielung von Kunſt⸗ 
beiter von dieſer Angelegenheit berührt werden. werken (Delgemälde, Aquarelle, Zeichnungen, Kupferſtiche 


III. Die Anſchaffung von Desinfektionsapparaten durch pp.) zu verbinden und die zu derſelben auszugebenden 


Gemeinden, Verbände, Heilanſtalten iſt moͤglichſt 500,000 Looſe zu je 1 Mk. im ganzen Staatsgebietg 
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zu vertreiben. Zur Verlooſung ſind 7310, in zwei 20) Dem Fräulein Mathilde Schulz in Tütz, Kreis 
Ziehungen auszuſpielende Gewinne im Geſammtwerthe Dt. Krone, iſt die Erlaubniß ertheilt, im diesſeitigen 


von 300,000 Mk. beſtimmt. Bezirk als Privatlehrerin zu fungiren. 
Marienwerder, den 11. März 1891. 


Präſi Marienwerder, den 7. März 1891. 
Der 5 Präſident. Königliche Regierung, 
95 I an rien 8 Bey 1 Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 
rlaſſes vom 14. Februar d. Js. zu genehmigen geruht,, 
daß die in der Grundſteuer⸗Mutterrolle des Gutsbezirks 21) Bekanntmachung. 
Adlig Kiewo im Kreiſe Culm, unter Artikel 3, 4, 5 Nachſtehend bringe ich die in dem Normalmarkt⸗ 
und 6 verzeichneten Grundſtücke orte Elbing im Monat Februar d. J. für Fourage 
des Gaſtwirths Guſtav Eiſenberger, gezahlten Preiſe nach dem Durchſchnitt der höchſten 
der Gebrüder Moritz und Wilhelm Lazarus, Tagespreiſe mit einem Aufſchlage von fünf vom Hundert 
der Käthnerwittwe Derebecka und zur öffentlichen Kenntniß. 
des Käthners Johann Kazaniecki Es ſind zu berechnen für: 
mit einem Geſammtflächeninhalte von 10 ha, 32 ar, a. 50 Kilogramm Hafer 7 Mark 35 Pf., 
50 qm von jenem Gutsbezirke abgetrennt und mit dem DR, 7 eu 7 75 
Gemeindebezirke Königl. Kiewo, in demſelben Kreiſe, 8 55 Stroh 1 „ 73 „ 
vereinigt werden. Danzig, den 12. März 1891. 
Marienwerder, den 5. März 1891. Der Regierungs⸗Präſident. 


Dee Megternngörißräfbent. 22) Die Kreiswundarztſtelle des Stadtkreiſes Königs: 
16) Durch Beſchluß des Kreis⸗Ausſchuſſes des Kreiſes berg, mit welcher ein Gehalt von 600 Mk. jährlich 
Briefen vom 17. Januar 1891 iſt das Gut Tokary verbunden, iſt erledigt. 

von dem fiskaliſchen Gutsbezirk, Amt Gollub, abgetrennt Geeignete Bewerber um dieſe Stelle fordere ich 


und mit der Gemeinde Lobdowo vereinigt worden, was auf, ſich unter Einreichung der erforderlichen Zeugniſſe 


hiermit bekannt gemacht wird. und eines Lebenslaufes bis zum 15. April d. Js. bei 
Marienwerder, den 9. März 1891. mir zu melden. 
Der Regierungs⸗Präſident. Königsberg, den 10. März 1891. 
17) Landespolizeiliche Verordnung. Der Regierungs⸗Präſident. 
Die landes polizeiliche Verordnung vom 9. Juni 28) Bekanntmachung. 


1888, betreffend die Einführung der Schweinekontrolle Zur Beſeitigung der Klagen, welche über die Er⸗ 
in Ortſchaften des Strasburger Kreiſes (Extra⸗Beilage hebung von Gebühren für die Ertheilung von Ber: 
zu Stück 24 des Amtsblatts für das Jahr 1888) wirdſſendungsſcheinen behufs der Zollkontrole im Grenzbezirk 
auf die Ortſchaften Groß Laßewo, Klein Laßewo, laut geworden ſind, hat der Herr Finanzminiſter durch 
Grondzaw, Saborowo, Zdroje, Bartnitzka, Radosk, Samin, Erlaß vom 7. Februar d. J. III 16314/90 beſtimmt, 
Brzezin, Traczysk, Dziabellek, Czarni⸗Brinsk, Wengornia daß dieſe Ausfertigungen vom 1. April d. Is. ab uns 
und Buczkowo, Kreiſes Strasburg, einſchließlich ſämmt⸗ entgeltlich zu erfolgen haben und die Verſendungsſchein⸗ 
licher Abbauten der genannten Ortſchaften, hiermit aus- Ertheiler, ſoweit fie das ihnen anvertraute Amt nicht 
gedehnt. als Ehrenamt übernehmen, aus Staatsmitteln entſchädigt 


Marienwerder, den 9. März 1891. werden. 
Der Regierungs⸗Präſident. Die Verſendungsſchein⸗Ertheiler ſind daher nicht 
Schr. v. Maſſenbach. befugt, vom gedachten Zeitpunkte ab Gebühren irgend 


18) Dem cand. theol. Georg Meyer in Milewo welcher Art für die Ausfertigung von Verſendungsſchei⸗ 
Kreis Schwetz, iſt die Erlaubniß ertheilt, im dieſſeitigen nen zu erheben, was hiermit zur öffentlichen Kenntniß 
Bezirk als Hauslehrer zu fungiren. gebracht wird. 


m Danzig, den 13. März 1891. 
Marienwerder, den 6. März 1891. Der Provinzial⸗Steuer⸗Direktor. 


Königliche Regierung, 24) Bekanntmachung. 
Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. Auf Grund des § 111 der Provinzialorduung 
19) Dem Fräulein Eliſe Bandiſch in Pr. Friedland, vom 29. Juni 1875/22. März 1881 (Geſetz Sammlung 


Kreis Schlochau, iſt die Erlaubniß ertheilt, die bisher pro 1881 Seite 233) bringe ich zur Öffentlichen Kennt: 
von dem Fräulein Bonin daſelbſt geleitete Privatmädchen⸗ niß, daß nach dem von dem Provinzial⸗Landtage ge: 


ſchule zu leiten und in derſelben zu unterrichten. nehmigten Etat pro 1. April 1889/90 ein Zuſchlag 
Marienwerder, den 9. März 1891. von 6,5 % zu dem berichtigten direkten Staatsſteuerſoll 
Koͤnigliche Regierung, pro 1889/90 an Provinzialſteuern zur Erhebung kommen 


Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. und daß nach der in Gemäßheit der 88 106 und 107 


— 68 — 


der Provinzialordnung a. a. O. bewirkten Vertheilung drücklich zu vermerken, daß die mit denſelben aufgegebe⸗ 
der Provinzlalabgaben auf die Kreiſe zu entrichten haben: nen Sendungen durchweg aus Ausſtellungsgut beſtehen. 
1. der Kreis Berenn. 6208 Mk. 53 Pf. Bromberg, den 10. März 1891. 
„ Ie, Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 
„ Stadtkreis Danzig. . 60713 „ 65 „ 
„ Kreis Danziger Höhe 8405 „ 21 „ 26) Perſonal⸗Chronik. 
„ „ Danziger Niederung 10039 „ 77 „ Es ſind verſetzt worden: Die Grenzauſſeher Pretzell 
„ Dirſchau . 10605 „ 92 „ von Dorf Ottlotſchin nach Gollub, Borchard von Gollub 
„ Stadtkreis Elbing. . . 14949 „ 48 „ nach Dorf Ottlotſchin und Tapper von Neufahrwaſſer 
„ Kreis Elbing. . . 10928 „ 72 „ nach Leibitſch, der Hauptamtsdiener Nicolaus von 
„ „ Marienburg . 28113 „ 77 „ Thorn nach Konitz. Der Steuerfupernumerar Ortſtein 
„ „ Neuſtadt. . 7007 „ 53 „ iſt als kommiſſariſcher Grenzaufſeher in Gollub ange⸗ 
11. „ „ Putzig . . . 4214 „ 95 „ ſſtellt worden; der Steueraufſeher Szielasko in Briefen 
12. „ „ Pr. Stargard. . 8904 „ 22 „ iſt geſtorben. 
„ enn ene eee , Der ſeitherige Predigtamtskandidat Heinrich Rudolf 
14. „ „ Dt. Krone . . 14407 „ 45 „ Otto Neumann aus Naſtenburg in Oſtpreußen iſt zum 
15. „ „ Flatow . . 12729 „ 03 „ Pfarrer an der evangeliſchen Kirche zu Groß Schliewitz 
16. „ „ Gra udenz . . 15718 „ 72 „ in der Diözefe Konitz berufen und von dem Königlichen 
17. „ „ Konitz. . 8522 „ 84 „ Konſiſtorium beſtätigt worden. 
„ eee 12911. Sn Der Gutsbeſitzer Graf zur Lippe in Kl. Peter⸗ 
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19. „ „ Löbau . 7431 „ 94 „ kau iſt zum Amtsvorſteher für den Amtsbezirk Starſen, 
20. „ „ Marienwerder . . 17020 „ 13 „ Kreiſes Schlochau und der Gutsbeſitzer Semrau in 
21. „ „ Roſenberg. . . 11517 „ 49 „ Schulzenwalde zum Stellvertreter deſſelben ernannt. 
32. „ „ Schlochaun 10163 „ 66 „ Der Grundbeſitzer Hermann Denſe zu Mroczenko 


23. „ „ Schwetz. . 13763 „ 91 „ lift zum Stellvertreter des Amtsvorſtehers für den Amts⸗ 
24. „ „ Strasburg. . . 9335 „ 56 „ bezirk Mroczno, Kreiſes Löbau, ernannt. 

r DO Der mit den Weichſelſtromregulirungsbauten in 
26. „ „ Thorn. 21981 „ 59 „, der Bauabtheilung Fordon betraut geweſene Königliche 
27. „ „ Tuchel . . 4825 „ 74 „ Waſſerbau⸗Inſpector Bergmann iſt von Fordon nach 
Zuſammen 356955 Mt. 31 Pf. Ruhrort verfegt worden; die Leitung der bezüglichen 


Danzig, den 13. März 1891. eee e it 5 N Negierungs⸗ 
Der Landes⸗Director d inz Weſt k aumeiſter Pabſt, bisher in Danzig, übertragen. 
4 a 51 1 ee Der Buſchwärter Splittegarb von Katſcherkampe 


iſt in gleicher Eigenſchaft in die Buſchwärterei Ruſſenau 

25) In Verbindung mit der landwirthſchaftlichen verſetzt worden. 
Ausſtellung in Bremen findet am 16. März d. J. und Die Lokalaufſicht über die paritätiſchen Schulen 
den folgenden Tagen eine Prüfung von Getreidereini⸗ zu Parpahren, Conradswalde und Braunswalde, ſowie 
gungs⸗Maſchinen in Berlin ſtatt. über die katholiſchen Schulen zu Hohendorf, Stuhms⸗ 

Für diejenigen Maſchinen, welche dieſer Prüfung dorf und Vorſchloß Stuhm im Kreiſe Stuhm iſt dem 
unterzogen werden und unverkauft bleiben, wird auf Pfarrer Stalinski in Stuhm übertragen und der bis⸗ 
den Strecken der Preußiſchen Staatseiſenbahnen eine herige Lokalſchulinſpektor, Kreisſchulinſpector Dr. Zint 
Frachtbegünſtigung in der Art gewährt, daß für die in Stuhm von dieſem Amte entbunden worden. 
Hinbeförderung die volle tarifmäßige Fracht berechnet Die Lokalaufſicht über die katholiſchen Schulen 
wird, die Rückbeforderung an die Verſandſtation und den zu Baumgarih, Menthen und Morainen, im Kreiſe 
Ausſteller des der Sendung auf dem Hinwege beigege⸗Stuhm, iſt dem Pfarrer Heller in Chriftburg über: 
benen Frachtbriefes aber frachtfrei erfolgt, wenn durch tragen und der bisherige Lokalſchulinſpektor, Kreisſchul⸗ 
Vorlage dieſes Frachtbriefes für den Hinweg, ſowie inſpector Steuer in Rieſenburg von dieſem Amte ent⸗ 
durch eine Beſcheinigung des Direktoriums der Deut⸗ bunden worden. 
ſchen Landwirthſchafts⸗Geſellſchaft nachgewieſen wird, daß 27) Erledigte Schulſtellen. 
die Maſchinen zur Prüfung vorgeführt geweſen und un⸗ Die Schullehrerſtelle zu Neudeck, Kreis Roſenberg 
verkauft geblieben ſind, und wenn die Rückbeförderung Weſtpr. wird zum 1. April d. J. erledigt. 
bis zum 16. April d. J. ſtattfindet. Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 

In den urſprünglichen Frachtbriefen über die Hin⸗ ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
fendung find die betreffenden Sendungen als „Aus⸗ſihrer Zeugniſſe, bei dem Gutsvorſtande in Langenau 
ſtellungsgut“ zu bezeichnen; auch iſt darin aus⸗ bei Freiſtadt Wpr. zu melden. 

(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nr. 11.) 
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